
Bundessozialgericht

- 12 RK 77/79 -
I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ....................................
o..00oooclooclooooooonoococo...ooolo-o■onoo oooooooooooooooo

...... l...oo'uoooooiooocoooooooo.l...!to...-ouoouoocvciloooo

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:

ooooo.oooolooooo0.000...0.00...ll...ootnitooo.00tlooouc....

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 2h. September 1981
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 10. Oktober 1979 aufge-
hoben, soweit es auf die Berufung der Beklagten das Ur—

teil des Sozialgerichts Stade vom 20. März 1978 aufgehoben
hat. Die Berufung der Beklagten wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des ersten Rechts—

zuges zu 1/3, der anderen Rechtszüge voll zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger von der

Krankenversicherungspflicht der Studenten zu befreien ist.

Der Kläger war seit dem 1. März 1976 Student der Hochschule

für Wirtschaft in B. . Er hatte sich am 20. Februar 1976

eingeschrieben und das Studium bis einschließlich Sommerse-

mester 1979 dort fortgesetzt. Letztmalig hat er sich am 21.

März 1979 zurückgemeldet. Ab 1. Juli 1979 nahm er eine kran—

kenversicherungspflichtige Beschäftigung als Angestellter

auf.

Während seines Studiums wohnte der Kläger nicht am Studien—

ort, sondern in S . Für S* “vv”‘ ist die beige-

ladene Allgemeine Ortskrankenkasse für den Kreis 0

örtlich zuständig.

Am 27. April 1977 stellte der Kläger bei der Beklagten den

Antrag, ihn gemäß @ 173d der Reicthersicherungsordnung
(RVG) von der Krankenversicherungspflicht als Student zu
befreien. Zur Begründung legte er die Bescheinigung des

Krankenversicherungsvereins aG D R«w H‚ „ vom
22. April 1977 vor, aus der sich ergab, daß für ihn bei die-

sem Versicherungsunternehmen vom 1. Januar 1976 an vertrag—

licher Versicherungsschutz besteht, der Leistungen vorsieht,
die der Art nach den Leistungen der Krankenhilfe mit Ausnah—

me des Krankengeldes entsprechen.

Die Beklagte lehnte den Befreiungsantrag ab (Bescheid vom

16. Mai 1977), weil die ser nicht innerhalb von drei Monaten
nach Beginn der Mitgliedschaft - nach Auffassung der Beklag-

ten ist das der Studienbeginn - gestellt werden sei. Sie for-
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derte alsdann von ihm Beiträge für die Zeit vom 1. März 1976

bis 31. August 1977 (Bescheid vom 24. Mai 1977). Der Wider-
spruch gegen beide vorgenannten Bescheide blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom lh. Oktober 1977).

Das Sozialgericht (SG) hat unter Abänderung der angefochte—

nen Bescheide festgestellt, daß der Kläger ab 1. Mai 1977

von der Krankenversicherungspflicht der Studenten befreit

sei. Es hat die Auffassung vertreten, daß die Mitgliedschaft

jedes Semesters neu beginne (@ 306 Abs & RVG) und daß des—

halb auch in jedem Semester gem @173d Abs 2 RVO eine neue
Frist für den Befreiungsantrag eröffnet werde (Urteil des

SG Stade vom 20. März 1978).

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt mit

der Begründung, daß die Beklagte nicht die örtlich zustän—

dige Kasse sei und deshalb über seine Versicherungspflicht

.
nicht wirksam entscheiden könne. Die Beklagte hat Anschluß—

berufung eingelegt, mit der sie sich gegen die Auffassung

wendet, daß die Antragsfrist jedes Semester neu eröffnet

wird.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die angefochtenen Beschei—

de aufgehoben, soweit sie die Versicherungs— und Beitrags—

pflicht des Klägers in der Zeit vom 1. März 1976 bis 26.

April 1977 betreffen‚und im übrigen sowohl die Berufung als
auch die Anschlußberufung zurückgewiesen (Urteil des LSG

Niedersachsen vom 10. Oktober 1979). Es hat die Auffassung

vertreten, daß der an die Beklagte gerichtete Antrag auf Be—
freiung von der Studentenkrankenversicherung zugleich einen

nach @ 257d Abs 2 Nr 1 RVO zulässigen und wirksamen Antrag
enthalte, die Mitgliedschaft nunmehr bei der für den Sitz

der Hochschule zuständigen Ortskrankenkasse durchzuführen.

Daraus ergebe sich, daß die Beklagte für die Zeit ab 27. Ap■l

1977 die zuständige Kasse sei. Für die Zeit davor sei jedoch

gem @ 257d Abs 1 RVO die Beigeladene als die für den Wohnort
zuständige Ortskrankenkasse allein zuständig gewesen, so daß
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die Entscheidungen der Beklagten, soweit sie diesen Zeitraum

betreffen, unwirksam seien. Sie wurden insoweit aufgehoben.

Im übrigen hat das LSG die Auffassung vertreten, daß aus
Gründen der Kontinuität der Versicherungsverhältnisse und

zur Vermeidung unvertretbaren Verwaltungsaufwandes davon

auszugehen sei, daß - ungeachtet der jeweils zu Semesterbe-

ginn neu entstehenden Mitgliedschaft — die Antragsfrist bei

einem kontinuierlich durchgeführten und versicherungspflich—

tigen Studium nur einmal zu Beginn des Studiums eröffnet

werde.

Mit der Revision macht der Kläger geltend, daß diese Auffas-

sung mit demGesetz nicht vereinbar sei. Wenn@306 Abs &
RVG vorsehe, daß die Mitgliedschaft in jedem Semester mit

der Einschreibung oder Rückmeldung neu beginne und @ 173d

Abs 2 die Antragsfrist mit dem Beginn der Mitgliedschaft be—

ginnen lasse, so folge daraus zwingend, daß in jedem Seme-

ster erneut eine Frist für den Befreiungsantrag eröffnet wer—

de. Dies ergebe sich auch aus 5 l der Verordnung über Inhalt,
Form und Frist der Meldungen sowie das Meldeverfahren für

die Krankenversicherung der Studenten (Meldeverordnung für

die Krankenversicherung der Studenten) -KVSMV—Vom 30. Ok—
tober 1975 (BGBl I S 2709). 5 1 KVSMVverpflichte die Hoch-
schulen, die StudienbeWerber und Studenten über die Kranken—

versicherung der Studenten zu unterrichten und sehe hierfür

ein Merkblatt vor, in de33en Ziffer 5 es heißt:

"Wer einen Versicherungsvertrag mit einem Un—
ternehmen der privaten Krankenversicherung abe
geschlossen hat, kann sich bis spätestens drei
Monate nach Beginn des Semesters - oder wenn
er sich nach Beginn des Semesters einschreibt
oder rückmeldet — innerhalb von drei Monaten
nach der Einschreibung oder Rückmeldung - von
der Versicherungspflicht befreien lassen."
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Der Kläger beantragt sinngemäß,

unter Abänderung des Urteils des Landes-

sozialgerichts die Bescheide vom 16. Mai

1977 und 24. Mai 1977 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom lh. Oktober
1977 auch insoweit aufzuheben, als Bei-

träge für die Zeit ab 1. 5. 1977 gefor—

dert werden.

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie beziehen sich im wesentlichen auf das angefochtene

Urteil.

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß

der Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhandlung

(@ 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)entschieden
wird.

II

Die Revision ist begründet. Die Bescheide der Beklagten

sind, soweit sie die Zeit ab 1. Mai 1977 betreffen, auf-

zuheben, weil der Kläger am 27. April 1977 einen wirksamen
Antrag auf Befreiung von der Krankenversicherung der Studen—

ten gestellt hat.

Dem LSG ist allerdings insoweit zu folgen, als es die Be—
klagte für die jetzt noch streitige Zeit ab 1. Mai 1977 als

die zuständige Kasse angesehen hat. Hierzu kann auf die Aus—

führungen des LSG verwiesen werden, zumal Einwendungen mit
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der Revision insoweit nicht geltend gemacht worden sind.

Dem LSG ist auch darin zu folgen, daß — entsprechend dem

Wortlaut von 5 306 Abs & RVO — die Mitgliedschaft des Stu—

denten jeweils “mit dem Semester" (frühestens mit der Ein-
schreibung oder Rückmeldung) neu beginnt. Auch insoweit be—

darf es keiner weiteren Ausführungen.

Entgegen der Auffassung des LSG ergibt sich hieraus aber

zwingend, daß gem @ 173d Abs 2 RVO in jedem Semester mit dem

Beginn der neuen Mitgliedschaft auch eine neue Frist für ei—

nen Befreiungsantrag eröffnet wird. @ 173d Abs 2 RVO verweist

ausdrücklich auf den Beginn der "Mitgliedschaft“. Wann die

Mitgliedschaft beginnt, ist in 5 306 Abs & RVO geregelt. Die—

ser eindeutigen Rechtslage entspricht auch die Fassung von
Ziffer 5 des Merkblatts zur Krankenversicherung der Studenten

(Anlage 1 zur KVSMV).

Das Bedürfnis nach Kontinuität der Versicherungsverhältnisse

und die Unwiderruflichkeit des Befreiungsantrags stehen die—

ser Auslegung nicht entgegen. Eine vom LSG insoweit angenom-

mene unzumutbare Belastung der Verwaltung könnte allenfalls
dann eintreten, wenn jeweils zu Semesterbeginn neue Befrei—

ungsanträge zu stellen wären. Dies ist jedoch nicht der Fall.

Das LSG verkennt hier, daß die Befreiung nach @ 173d RVO nicht

lediglich eine Befreiung von der Mitgliedschaft, sondern eine

Befreiung "von der Versicherungspflicht" (@ 173d Abs 1 RVG)

zum Inhalt hat. Es hat mit Recht darauf hingewiesen, daß die
Befreiung von der Versicherungspflicht regelmäßig auch für

später begründete Mitgliedschaften gilt. 30 hat es zutreffend

hervorgehoben, daß ein Wechsel des Beschäftigungsverhältnis—

ses oder dessen wiederholte Begründung die Befreiung von der

Versicherungspflicht nach 5 173 oder @ l73b RVO nicht berüh-

ren (vgl auch Peters, Handbuch der Krankenversicherung, 62.

Nachtrag, Anm Ab zu 5 173 RVG, Seite 17/180). Das bedeutet,
daß auch die Befreiung von der Krankenversicherungspflicht

der Studenten nach @ 173d RVO zumindest dann uneingeschränkt
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fortwirkt, wenn, wie hier, das Studium ohne Unterbrechung

fortgesetzt wird. Sie gilt dann für jede neubegründete Mit-
gliedschaft und bleibt bis zum Ende des Studiums unwider—

ruflich (@ 173d Abs 2 Satz # RVG).

Hieraus kann jedoch nicht geschlossen werden, daß dem Stu—

denten entgegen dem Gesetzeswortlaut nur einmal bei Studien—

beginn die Möglichkeit eines Befreiungsantrags eröffnet wird;

denn auch dann, wenn diese Antragsfrist mit jedem Semester

bzw mit jeder Einschreibung oder Rückmeldung neu beginnt,

bleibt die Kontinuität des Versicherungsschutzes gewahrt,

weil auch dann nur ein einmaliger Wechsel von der gesetzli-

chen Krankenversicherung in die private Krankenversicherung
möglich ist. Daß diese Regelung von der Gestaltung des Be—

freiungsrechts bei der überwiegenden Zahl von Befreiungs-

möglichkeiten in der Krankenversicherung und der Rentenver—

sicherung abweicht, stellt allein noch keinen Grund dar, dem

eindeutigen Gesetzeswortlaut des @ l73d Abs 2 BVG nicht zu
folgen, zumal keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die-

ser Wortlaut nicht auch dem Willen des Gesetzgebers ent—

spricht.

Da das Semester im März 1977 begonnen hat, hat der Kläger

mit seinem Antrag vom 27. April 1977 die Antragsfrist ge—
wahrt. Die Befreiung wirkt nach @ 173d Abs 2 Satz 5 RVO vom
Beginn des folgenden Monats an, hier also ab 1. Mai 1977.

Die Beklagte konnte ihre ablehnende Entscheidung und ihren

Anspruch auf Beiträge deshalb nicht darauf stützen, daß der

Kläger seinen Befreiungsantrag verspätet und damit unwirk-

sam gestellt habe. Das SG hat dementsprechend die Bescheide

der Beklagten insoweit zurecht aufgehoben.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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